
Lausanne, 5. Dezember 2013

Medienmitteilung des Bundesgerichts

Urteil vom 22. November 2013 (6B_93/2013)

Lebenslange Verwahrung

Die vom Obergericht des Kantons Aargau angeordnete lebenslange Verwahrung von  
D. H. wird aufgehoben. Das Bundesgericht heisst die Beschwerde des Verurteilten  
gut. 

D. H. tötete am 4. März 2009 L. T.,  die er kurze Zeit zuvor kennengelernt hatte. Das 
Obergericht des Kantons Aargau verurteilte ihn am 18. Oktober 2012 wegen Mordes zu 
einer lebenslänglichen Freiheitsstrafe. Die Strafe blieb unangefochten und wird zur Zeit  
vollzogen. Das Gericht ordnete überdies die lebenslange Verwahrung an. Das Bundes -
gericht heisst die von D. H. gegen diese Massnahme gerichtete Beschwerde gut.

Die  am  8.  Februar  2004  von  Volk  und  Ständen  angenommene  Volksinitiative  
"Lebenslange  Verwahrung  für  nicht  therapierbare,  extrem  gefährliche  Sexual-  und 
Gewaltstraftäter"  verfolgte  das  Ziel,  unbehandelbare  Gewalt-  und  Sexualstraftäter 
lebenslang zu verwahren, ohne dass Überprüfungen und Vollzugslockerungen möglich 
sind.  Das  Parlament  hat  die  neue  Verfassungsbestimmung  (Art.  123a  Abs. 1  BV)  im 
Art. 64 Abs. 1bis des Strafgesetzbuches (StGB) umgesetzt. Danach ordnet das Gericht 
die lebenslängliche Verwahrung an,  wenn der Täter als "dauerhaft  nicht therapierbar"  
eingestuft wird. 

Nach Auffassung des Obergerichts des Kantons Aargau genügt ein Zeitraum von rund 
20  Jahren,  um  als  "dauerhaft"  unbehandelbar  zu  gelten.  Dem  widerspricht  das 
Bundesgericht. Lebenslänglich darf nur verwahrt werden, wer tatsächlich auf Lebzeiten 
keiner Behandlung zugänglich ist. Die lebenslange Verwahrung trifft denjenigen, der ein 
zeitlich unbeschränktes Risiko für die Gesellschaft darstellt. Eine begrenzte Dauer ergibt  
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sich weder aus dem Wortlaut des Gesetzes noch aus dessen Entstehungsgeschichte.  
Auch der Abstimmungskampf zur Volksinitiative liefert keine gegenteilige Anhaltspunkte.  
Thema waren vielmehr diejenigen Täter, die aufgrund der heutigen wissenschaftlichen 
Erkenntnisse chronisch und für immer untherapierbar sind. 

Im  Falle  des  D.  H.  waren  die  beiden  psychiatrischen  Gutachter  nicht  in  der  Lage 
festzustellen, der Beschuldigte sei auf Lebenszeit unbehandelbar. Bei dieser Sachlage 
sind die Voraussetzungen der lebenslangen Verwahrung nicht erfüllt. 

Das Obergericht des Kantons Aargau wird neu zu entscheiden haben, ob D. H. im Sinne  
von Art. 64 Abs. 1 StGB ordentlich zu verwahren ist. Auch diese Sicherheitsmassnahme 
ist bei andauernder Gefährlichkeit zeitlich unbeschränkt. 

Kontakt: Lorenzo Egloff, Adjunkt des Generalsekretärs
Tel. +41 (0)21 318 97 16; Fax +41 (0)21 323 37 00
E-Mail: presse@bger.ch

Hinweis: Das Urteil ist ab 5. Dezember 2013 um 13:00 Uhr auf unserer Webseite 
www.bger.ch   / "Rechtsprechung (gratis)" / "Weitere Urteile ab 2000" veröffentlicht. 
Geben Sie die Urteilsreferenz 6B_93/2013 ins Suchfeld ein.

Seite 2

http://www.bger.ch/
mailto:presse@bger.ch

	Medienmitteilung des Bundesgerichts
	Lebenslange Verwahrung

